ALTERNATIVE A
Position zu „Auslandsösterreicher“ 
Zum einen betrifft das „bedingungslose“ Grundeinkommen alle Österreicherinnen und Österreicher und es sollte aus meiner Sicht auch Bedingungslos sein, darum darf man Auslandsösterreicher nicht ausschliessen, genauso wenig wie man allen Österreicher nicht die Möglichkeit nehmen sollte eine Zeit lang ins Ausland zu gehen - sei es aus beruflichen-, privaten-, oder auch aus Gründen der Weiterbildung, da dies eine klare Einschränkung der persönliche und individuellen Freiheit darstellen und somit auch gegen die Menschenrechte verstossen würde.
Diese Entscheidung betrifft somit nicht nur Auslandsösterreicher selbst sondern alle Österreicher. 
Darum sollte jedem bewusst werden, das eine Entscheidung gegen die Bedingungslosigkeit nicht nur eine Entscheidung ist Auslandsösterreicher vom Grundeinkommen auszuschliessen, sondern tatsächlich alle Österreicher die Chance auf echte Freiheit zu nehmen und somit kann nicht mehr von einem „bedingungslosen“ Grundeinkommen die Rede sein, sondern nur noch von einem bedingten, oder auch anderen Form einer Grundsicherung die ausschliesslich nur in Österreich Gültigkeit hätte, da diese an zumindest einer Bedingung die des Lebensmittelpunktes geknüpft wäre - welche mit sich eben eine Freiheitseinschränkung mit bringt - sich längere Zeit im Ausland aufzuhalten - da dadurch das Recht auf ein würdevolles Leben wieder verloren ginge - was ebenfalls aus meiner Sicht völlig absurd wäre und so auch gegen die Menschenrechte verstösst. 
Ich habe dazu einen Vergleich geschrieben der darstellen soll, wo genau der Unterschied zwischen einem bedingten und einem bedingungslosen Grundeinkommen liegt. 
Der Vergleich
Ein Vergleich zwischen einem bedingten und einem bedingungslosen Grundeinkommen zeigt uns den enormen Unterschied, der die Idee des Grundeinkommens auf der einen Seite entweder zu einer neoliberalen Falle (bedingtes) oder auf der anderen Seite zu einen humanen Weg (bedingungslos) werden lässt.
Bedingtes Grundeinkommen
Der Mensch wird als „reines Objekt“ gesehen, der – sofern er ein Grundeinkommen erhält – dieses innerhalb eines begrenzten Gebietes (Landes) auszugeben (Steuern zu zahlen) hat. Das bedeutet, er muss für den Erhalt des Grundeinkommens die Gegenleistung erbringen, in besagtem Land zu leben und dort seinen Lebensmittelpunkt zu haben.
Durch diesen Zwang (Bedingung) werden Menschen, die ins Ausland gehen möchten, um dort zum Beispiel zu studieren, zu arbeiten oder auch nur um eine gewisse Zeit im Alter wo anders zu leben, das Grundrecht eines Grundeinkommens wieder entzogen. Sie würden dieses ganz einfach verlieren und stünden dann ohne ein Grundeinkommen da.
Daher ist ein bedingtes Grundeinkommen nicht menschenrechts-konform. Ein bedingtes Grundeinkommen könnte zudem der Beginn eines totalen Überwachungsstaates sein, da der Erhalt nur für Menschen gelten würde, die sich auch tatsächlich im Inland aufhalten. Und wie kontrolliert man das?
Missbrauch wäre hier an der Tagesordnung und durch Mehrfachstaatsbürgerschaften entstünde ein enormer und aus meiner Sicht unnötigen und zusätzlichen Verwaltungs- und Bürokratieaufwand. 
Beim bedingungslosen Grundeinkommen sähe die Situation schon ganz anders aus.
Bedingungsloses Grundeinkommen
Der Mensch wird als Mensch gesehen, da dieser ein Grundeinkommen bedingungslos erhält = ohne jegliche Gegenleistung und ohne jegliche Erwartungshaltung an seiner Person. Er kann dort leben WO und auch WIE er gerne möchte. Er wäre erstmals seit langem wieder ein freier Mensch, ohne Zwänge und ohne Existenzängste.
Ein einmal gewährtes bedingungsloses Grundeinkommen für berechtigte BGE-Bezieher kann unter keinen Umständen wieder verloren werden, selbst dann nicht, wenn diese ihre Staatsbürgerschaft wechseln oder auch verlieren sollten, weil hier alleinig der Ort der Geburt (Geburtsortsprinzip) gelten würde, der einfach immer eindeutig ist.
Damit wäre ein Missbrauch bei Mehrfachstaatsbürgerschaften oder auch Mehrfachauszahlungen, die auf falschen Angaben beruhen, unmöglich, was wiederum den Bürokratie- und Verwaltungsaufwand auf ein Minimum reduzieren würde.
Diese Form der Umsetzung entspräche den Menschenrechten, da diese ein universelles und personenbezogenes Recht sind und als solches nicht an einer Staatsgrenze endet, noch je verloren bzw. beendet werden kann.
Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie ist zu achten und zu schützen.
Im Sinne einer menschenrechtskonformen Umsetzung appelliere ich an euch alle die Bedingungslosigkeit ernst zu nehmen und von einer Aufweichung in welcher Form auch immer Abstand zu nehmen. 
Danke für eure Aufmerksamkeit - Gemeinsam werden wir das bedingungslose Grundeinkommen bis 2030 in Österreich zur Umsetzung bringen.
Mit besten Grüßen
Alexander (Zirkelbach)
